
«Familie und Beruf»

Diskutieren
wir hier über
Familienmodelle?!
Das Gras ist immer grüner auf der 
andren Seite des Zauns – liebe Frau 
Tichy, interessant, dass Sie anschei-
nend herauslesen können, wie mei-
ne Haltung betreffend Hausfrauen/
Müttern (müsste es nicht auch 
Hausmänner/Väter heissen?) ist. 
Insbesondere, da wir uns nicht ken-
nen und Sie meine Einstellung da-
her absolut nicht einschätzen ge-
schweige denn beurteilen können. 
Es geht um eine Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Die Diskussion dreht sich um 
eine Mitfinanzierung der Kinderbe-
treuung in Kitas. Es geht nicht um 
die Förderung von Familie als Be-
ruf, also um Hausfrauen oder Haus-
männer. Es steht Ihnen frei, eine In-
itiative zu lancieren, um dieses The-
ma abzudecken. Mit einem Nein zur 
vorliegenden Initiative verbessern 
Sie diese Situation jedoch nicht. In-
teressanterweise hat vor zwei Regie-
rungsperioden die damals zuständi-
ge Regierungsrätin eine Erhöhung 
des Kindergelds vorgeschlagen und 
gefordert (nachzulesen z. B. in der 
«Volksblatt»-Ausgabe vom 15. Mai 
2008). Diese Massnahme wurde ab-
gelehnt. Aber zurück zum Thema: 
Sie haben recht: Mit einem Nein 
verhindern wir nicht, dass auch Ki-
ta-Plätze von gut verdienenden El-
tern/Familien unterstützt werden. 
Aber der Hauptgedanke ist, einkom-
mensschwache Familien zu unter-
stützen, genügend Kita-Plätze zu ha-
ben und die Vereinbarkeit für beide 
Elternteile – kurzum, generell die 
Rahmenbedingungen zu verbes-
sern. Gut verdienende Eltern sind 
auch heute in vielen Bereichen be-
vorteilt, sie erhalten gleich hohe 
Kindergelder und Geburtenzulagen 
wie Schlechtverdiener. Was Sie aus-
serdem nicht bedenken: Die Preise 
in fast allen KiTas sind einkom-
mensabhängig. Somit bezahlen die 
Gutverdiener einen Teil des Platzes 
der Schlechtverdiener mit. Dies 
nennt sich Solidaritätsprinzip. Das 
Beispiel, das Sie nennen, ist be-
zeichnend, denn Erwerbstätige in 
derartigen Positionen haben wohl 
eher Hausangestellte (Nannys, Au- 
pairs), die auch Krankheitsfälle 
oder aussertourliche Situationen 
(Meetings, Geschäftsessen, Ge-
schäftsreisen) abdecken. Und bitte 
vergessen Sie nicht, dass es nicht 
nur Eltern gibt, die sich vollumfäng-
lich der Familienarbeit widmen 
möchten, sondern auch solche, die 
gerne Voll- oder Teilzeit erwerbstä-
tig sind. Bei Vätern stellt die (in der 
Regel 100-prozentige) Erwerbstätig-
keit im Übrigen niemand infrage! 
Ausserdem ist absolut nicht gesagt, 
dass die Kinder von Montag bis 
Freitag von 6 bis 18 Uhr in eine Kita 
«gesteckt» wer-den. Die Wahl eines 
Familienmodells bedeutet also 
nicht automatisch die Abwertung 
eines anderen Modells.

Dr. Christina Zimmer,
Fürst-Franz-Josef-Strasse 46, Mauren

Nein zum Kita-
Reformvorschlag
Es wäre ja wunderbar, wenn alle El-
tern mindestens das erste Lebens-
jahr des Kindes zu Hause verbrin-
gen könnten, wie auch S. D. Erb-
prinz Alois in seiner Rede am 
Staatsfeiertag gesagt hat. 
Für die Entwicklung des Kindes 
sind liebevolle und intakte Familien 
wichtig. In einer Familie, in der es 
ständig Probleme gibt, weil u. a. das 
Geld nicht ausreicht, gibt es Streit. 
Das trägt für die gesunde Entwick-
lung des Kindes sicher nicht bei. 
Leider reicht ein Zahltag bei vielen 
Familien nicht aus und beide El-
ternteile müssen arbeiten. Kitas 
sollten also für Familien und Allein-
erziehende mit geringem Einkom-
men da sein, nicht für Reiche, die 
sich ohne Probleme auch eine Ta-

gesmutter aus eigener «Tasche» leis-
ten könnten. Oder wie sieht es aus 
mit Karrierefrauen? Karriere (die 
ein gutes Einkommen garantiert) 
und Kinder unter einen Hut zu 
bringen, ist sicher nicht einfach. 
Aber die Kinder in die Kita zu schi-
cken, damit die Karriere nicht lei-
det, und das noch über FAK zu fi-
nanzieren? Dazu sage ich Nein. Da 
hätte ich den Vorschlag: die Kinder-
betreuung selbst finanzieren, ohne 
Kita. 
Wie auch immer, dieser Vorschlag 
gleicht dem Giesskannenprinzip. 
Die FAK zahlt jetzt schon Kindergel-
der für Reich und Arm in gleicher 
Höhe, das finde ich schon nicht 
ganz in Ordnung, aber auch noch 
Kitas über die FAK zu finanzieren, 
ist fast schon unverschämt.
Jede Familie weiss, dass Kinder 
Zeit, Geduld, viel Liebe und Geld 
«kosten». Müttern, die sich zu Hau-
se der Kindererziehung widmen, 
muss ich ein grosses Lob ausspre-
chen. Es ist ein «Fulltime-Job» ohne 
Zahltag. Sie zahlen trotzdem Beiträ-
ge an die FAK, ohne davon zu profi-
tieren. Falls sie eine Tagesmutter in 
Anspruch nehmen, müssen sie 
selbst bezahlen. 
Es kann aber nicht sein, dass Kitas 
für alle – ob Reich oder Arm – über 
die FAK finanziert werden. Das ist 
ungerecht. Also ein Nein zu diesem 
Reformvorschlag.

Agnes Dentsch,
Poliweg 12, Ruggell

Möglichkeiten für 
das Land und die 
Wirtschaft

Die Unternehmer, die ums Überle-
ben kämpfen müssen, dürfen die 
Beiträge eine Weile auslassen. In 
den verschiedenen Industriegebie-
ten, wo es Kitas benötigt, die finan-
ziellen Mittel zusammenlegen und 
eigenständige Kitas für ihre 
Mitarbeiter/-innen errichten. Die 
Gemeinden dürfen weiterhin die 
Gebäude zur Verfügung stellen. Die 
Kitas mit Übernachtungsmöglich-
keiten ausstatten und dementspre-
chend auch das Personal. Da die 
Wirtschaft ja Fachkräfte braucht, 
werden die ja auch immer wieder 
Aus- und Weiterbildungen machen 
müssen. Der Staat wird nichts fi-
nanzieren. Das ganze Konzept Kita 
wird überholt. Das heisst, der Staat 
wird seinen Beitrag streichen und 
dafür das Sozialwesen neu aufbau-
en, dort investieren. Schwanger-
schaft: Genaue Aufstellung fürs 
Volk, damit nachvollziehbar ist, ob 
das mit den 15 Prozent auch stimmt. 
Unsere Wirtschaft hat genügend 
Geld. Es ist sehr gut möglich, bei 
den Managern weniger Boni zu be-
zahlen. Irgendwann muss auch die 
Wirtschaft zufrieden sein mit dem, 
was sie hat. Dann würde es auch 
weniger teure Häuser und Wohnun-
gen im Land geben. Wenn die El-
tern schon verzichten sollen, war-
um die anderen nicht auch? Damit 
die versteckte Armut in Liechten-
stein nicht weiter zunimmt, ist es 
dringende Aufgabe der Regierung, 
die Mietpreise herunterzunehmen. 
Wenn die Regierung keine Steuerab-
gaben der Mieten möchte, da das 
dann auch Regierungsmitglieder 
selbst betrifft, soll sie endlich eine 
andere Lösung finden und nicht su-
chen. Denn die Meinung, dass die 
Mieten teurer werden, ist Schwach-
sinn. Umso teurer die Mieten, umso 
mehr wird an die Steuer bezahlt. 
Mit bezahlbaren Mieten wären die 
Finanzen des Sozialamtes auch wie-
der im Lot. Das Beste an der ganzen 
Sache wäre, die Bürger hätten wie-
der mehr Freude, zur Arbeit zu ge-
hen. Denn sie hätten noch was vom 
Lohn. Die Eltern müssen nicht 
mehr warten, bis sie einen Kita-
Platz bekommen. Das Sozialamt 
hätte mehr Geld für Projekte, die 
die IV nicht bezahlt und behinder-
ten Personen aber helfen würden. 
So hätten auch behinderte Men-
schen eine für sie zugeschnittene 
Eingliederungsmassnahme und 
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